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Sachgebiet 78 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Leicht, Bremm, Dr. Wagner (Trier), 
Richarts, Dr. Ritz, Dr. Schulze- Vorberg, Susset, 

Dr. Hauser (Sasbach), Dr. Gölter, Alber 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Anwendung der weinrechtlichen Bestimmungen 
der Gemeinsamen Weinmarktorganisation 


Die vom EWG-Ministerrat am 22. bzw. 28. April 1970 beschlos- 
senen beiden Grundsatzverordnungen zur Gemeinsamen Wein- 
marktorganisation — ■ EWG-Verordnungen Nr. 816/70 zur Fest- 
legung ergänzender Vorschriften für die Gemeinsame Markt- 
organisation für Wein und Nr. 817/70 zur Festlegung beson- 
derer Vorschriften für Qualitätsweine bestimmter Anbauge- 
biete — denen die Bundesregierung — trotz rechtlicher Be- 
denken wegen der Rechtsgrundlage (Artikel 43 anstelle von 
Artkel 100 EWGV) — zugestimmt hat, enthalten neben den 
eigentlichen marktordnenden Elementen eine Fülle von wein- 
rechtlichen Bestimmungen. Hierzu sind inzwischen 14 Durch- 
führungsverordnungen in Brüssel erlassen worden. Zahlreiche 
weitere notwendige Durchführungsverordnungen, die teilweise 
vom Rat, von der Kommission, von dem Verwaltungsausschuß 
für Wein bzw. von den Mitgliedstaaten zu erlassen sind, stehen 
noch aus. Ungeachtet dieser Tatsache sind die weinrechtlichen 
Bestimmungen der Gemeinsamen Weinmarktorganisation, ohne 
daß eine Transponierung in nationales Recht notwendig oder 
möglich wäre, seit dem 1. bzw. 15. Juni d. J. wirksam. 

Dieser Zustand hat eine unerträgliche Rechtsunklarheit und 
Rechtsunsicherheit entstehen lassen. Weder die zuständigen 
Stellen noch gar die betroffene Wirtschaft sind, wie sich allent- 
halben zeigt, in der Lage zu erkennen, welche weinrechtlichen 
Bestimmungen nun im Einzelnen gelten und anzuwenden sind. 


Wir fragen die Bundesregierung; 

1. Was gedenkt die Bundesregierung im Hinblick auf die parla- 
mentarische Sommerpause, die bis nach Beginn der neuen 
Weinernte andauert, zu tun, um diesen unhaltbaren Rechts- 
zustand zu beseitigen? 


Buchdnickerel P. Meier, 5201 St. Augustin Buisdorf, Tel. (02241) 6 27 46 
Al’ieinvertrleb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1. 
Postfadh 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache Vl/971 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


2. Ist die Bundesregierung bereit, von der Möglichkeit der 
Beantragung von Übergangsbestimmungen gemäß Artikel 
17 der EWG-Verordnung Nr. 817/70 und Artikel 37 der 
EWG-Verordnung Nr. 816/70 unverzüglich Gebrauch zu 
machen? 

Falls ja, in welcher Weise? 

3. Welche Vorkehrungen hat die Bundesregierung im Hinblick 
auf die Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
23. April 1969 getroffen, um den rechtzeitigen Erlaß der not- 
wendigen Durchführungsverordnungen zum neuen deut- 
schen Weingesetz sowie gleichzeitig die Vorbereitungen 
der erforderlichen nationalen Durchführungsbestimmungen 
zur Gemeinsamen Weinmarktorganisation zu gewährlei- 
sten? 

4. Hält die Bundesregierung es im Hinblick auf diese Sachlage 
nicht für angebracht, die Zuständigkeit in Fragen, die mit 
der Gemeinsamen Weinmarktorganisation Zusammenhän- 
gen, in einem einzigen Bundesministerium zusammen zu 
fassen? 


Bonn, den 19. Juni 1970 
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